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Krankenkasse Visana zieht sich in acht
Kantonen aus der Grundversicherung zurück

Krankenversicherung

Nachdem sie lange Zeit ihre finanzielle Stabilität betont hatte, gab die Visana-
Krankenkasse im August bekannt, dass sie sich auf Ende Jahr aus der
Grundversicherung in acht Kantonen (Genf, Jura, Neuenburg, Glarus, Graubünden,
Thurgau und beide Appenzell) zurückziehen werde. 103'000 Versicherte wurden so zum
Wechsel in eine andere Kasse gezwungen. Der damit verbundene Prestigeverlust und
zum Teil massive Prämienerhöhungen in den restlichen Kantonen sowie in den
Zusatzversicherungen führten zu einem massiven Exodus der Versicherten. Bis Ende
Jahr verlor die Visana gesamthaft einen Drittel ihres Bestandes in der
Grundversicherung; bei den Zusatzversicherten betrug der Mitgliederschwund 15%. Mit
immer noch 900'000 Kunden in der Grund- und Zusatzversicherung bleibt die Visana
die drittgrösste Krankenkasse der Schweiz nach der Helsana und der CSS. 1

ANDERES
DATUM: 09.09.1998
MARIANNE BENTELI

Das EDI war nicht bereit, das Vorgehen der Visana stillschweigend zu akzeptieren. Es
genehmigte zwar den Rückzug, koppelte ihn aber an klare Auflagen. Unter anderem darf
die Visana in den betroffenen acht Kantonen in den nächsten zehn Jahren nicht mehr
als Grundversicherer auftreten und soll 25 Mio. Fr. aus ihren Reserven an jene Kassen
abtreten, welche die abgeschobenen Versicherten übernehmen. Für Bundesrätin
Dreifuss zeigte der Fall Visana aber auch die Stärke des neuen KVG. Dank dem
Obligatorium in der Grundversicherung konnten alle von der Visana abgehalfterten
Mitglieder ohne grössere Probleme in eine andere Kasse wechseln; unter dem alten
Regime wären die Versicherten (mit Ausnahme der ”guten Risiken”) bei Bankrott,
Teilauflösung oder Fusion einer Kasse unweigerlich auf der Strecke geblieben. Die
Visana akzeptierte – wenn auch zähneknirschend – den zehnjährigen Ausschluss aus
der Grundversicherung in den Rückzugskantonen, wehrte sich aber mit Zähnen und
Klauen gegen die Herausgabe der Reserven und legte Rekurs beim Eidg.
Versicherungsgericht ein. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.09.1998
MARIANNE BENTELI

Verschiedene Standesinitiativen verlangen
eine Weitergabe von Rückstellungen bei
einem Kassenwechsel der Versicherten (Kt.Iv.
99.306, Kt.Iv. 99.310, Kt.Iv. 00.300, Kt.Iv.
00.304)

Krankenversicherung

Im Nachgang an den Rückzug der Krankenkasse Visana aus der Grundversicherung in
acht Kantonen hatten fünf Ostschweizer Kantone (Thurgau, beide Appenzell, Glarus und
Graubünden (Kt. Iv. 99.306, 99.310, 00.300, 00.304) bei den eidgenössischen Räten je
eine gleichlautende Standesinitiative eingereicht. Danach sollte der Versicherer bei
einem Kassenwechsel eines Versicherten die anteiligen Reserven und die durch die
abwandernden Personen nicht beanspruchten anteiligen Rückstellungen dem neuen
Versicherer weitergeben – und zwar rückwirkend ab dem 1. Juli 1998. Das Konkordat
der Krankenversicherer (KSK) sprach sich gegen die Initiativen aus, da sie zu enormen
Zusatzkosten führen und kleinere Versicherungen benachteiligen würden. Der
Ständerat folgte einstimmig dieser Einschätzung, verwies auf die im Rahmen der 1.
Teilrevision des KVG bereits gefassten Beschlüsse und gab den Standesinitiativen keine
Folge. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Entzug der Betriebsbewilligung der Accorda

Krankenversicherung

Erstmals wurde eine Krankenkasse von der Aufsichtsbehörde geschlossen. Wegen
gravierender organisatorischer und finanzieller Mängel entzog das BSV der Accorda auf
Anfang 2004 die Betriebsbewilligung. Aber auch andere Krankenversicherer kämpften
mit finanziellen Problemen. Neben der Accorda wiesen noch drei weitere der insgesamt
90 Kassen einen negativen Reservestand aus. Der Intras wurde deshalb eine
vorgezogene Prämienerhöhung im laufenden Jahr gestattet. Dass die Reserven der
Kassen zum Teil weit unter das gesetzliche Minimum von 15% des Prämienvolumens
gesunken sind, wurde nicht zuletzt der Politik angelastet. In der Ära Dreifuss/Piller
waren die Versicherer ermuntert worden, Reserven abzubauen, um die
Prämienerhöhungen zu begrenzen, resp. waren ihnen nicht die Prämienerhöhungen
zugestanden worden, die sie als wirtschaftlich notwendig erachteten. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.09.2003
MARIANNE BENTELI

Schaffung eines nationalen Reservefonds
(Pa.Iv. 07.405)

Krankenversicherung

Die sozialdemokratische Fraktion brachte in diesem Jahr gleich vier parlamentarische
Initiativen zur Thematik der Krankenversicherung in den Nationalrat ein. Die erste davon
befasste sich mit der Schaffung eines nationalen Reservefonds. Dieser soll für alle
Kassen und die gesamte Schweiz geschaffen werden und zwar, weil die Reserven eine
Rolle bei der Festlegung der Krankenkassenprämien spielen und die Höhe der Prämien
beeinflussen. Durch das Wechseln von Krankenkassen, welches vom KVG gefördert wird
(Wettbewerbsförderung unter den Kassen) sei es möglich, dass eine Prämienerhöhung
nicht im Zusammenhang mit der Kostenentwicklung der Krankenkasse stehe und ein
grosser Anteil der Prämien dazu verwendet werde, die Reserven sicherzustellen. Die
Kommission des Nationalrates beantragte mit 14 zu 9 Stimmen die Ablehnung der
Motion, weil sich das Volk am 11. März 2007 gegen die Schaffung einer Einheitskasse
ausgesprochen hatte, was zeige, dass eine Zentralisierung im Bereich der
Krankenversicherung unerwünscht sei. Der Nationalrat entschied mit 53 zu 93 Stimmen
der parlamentarischen Initiative keine Folge zu leisten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2008
LINDA ROHRER

Motion Fetz für eine Anpassung der
kalkulatorischen kantonalen
Krankenkassenreserven bis 2012 (Mo.
08.4046)

Krankenversicherung

Eine Motion Fetz (sp, BS) wollte den Bundesrat beauftragten, die kalkulatorischen
kantonalen Krankenkassenreserven bis 2012 angleichen zu lassen. Der Bundesrat stellte
sich hinter dieses Anliegen und legte dar, dass er mehrfach seinen Willen bekundet
habe, die Reserven der Krankenversicherer zwischen den Kantonen bis 2012 ins
Gleichgewicht zu bringen. Diese Angleichung über mehrere Jahre hat zum Ziel, ein
angemessenes Verhältnis zwischen den verschiedenen kalkulatorischen kantonalen
Reservequoten pro Versicherer zu erreichen. Der Ständerat zeigte sich in dieser Frage
gespalten. Während Gutzwiller (fdp, ZH) eine Kantonalisierung der Reserven als nicht
sinnvoll betrachtete, da das Risiko über grössere Kollektive abgedeckt werden müsse,
stimmte eine knappe Mehrheit von 18 gegen 15 für die Annahme der Motion. 6

MOTION
DATUM: 18.03.2009
LINDA ROHRER
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Mehr Erfolg hatte eine vom Ständerat im Vorjahr angenommene Motion Fetz (sp, BS),
welche den Bundesrat beauftragen wollte, die kalkulatorischen kantonalen
Krankenkassenreserven bis 2012 angleichen zu lassen. Der Bundesrat hatte die Motion
zur Annahme empfohlen, was auch die vorberatende Kommission mit einer sehr
knappen Mehrheit von 12 zu 11 Stimmen tat. Eine rechtsbürgerliche Minderheit
fürchtete, dass die Motion kontraproduktiv sei, weil sie zusätzlich eine kantonale Ebene
in die eigentlich landesweit zu gestaltende Reservepolitik einzubringen drohe. Ebenso
knapp wie in der Kommission wurde die Motion im Nationalrat durch den
Stichentscheid der Präsidentin angenommen. 7

MOTION
DATUM: 02.03.2010
LUZIUS MEYER

Motion für Massnahmen zur
Kosteneindämmung  (Mo. 09.3150)

Krankenversicherung

Eine Motion der CVP forderte den Bundesrat auf, Massnahmen zur Kosteneindämmung
bei den Prämien der obligatorischen Krankenpflegeversicherung in den Bereichen der
ambulanten Spitalbehandlungen, der Medikamentenpreise und der Preise von
diagnostischen und therapeutischen Mitteln und Gegenständen zu treffen. Überdies
sollte der Bundesrat eine Höchstgrenze für die Sicherheitsreserven in der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung festsetzen. Der Bundesrat empfahl den
ersten Teil der Motion (über die Kosteneindämmungen) anzunehmen, da er seit Langem
entschlossen sei, in diesen Bereichen weitere Anstrengungen zu unternehmen. Eine
Plafonierung der Reserven lehnte er jedoch ab. Der Nationalrat folgte dem Bundesrat
und nahm den ersten Teil der Motion an und lehnte den zweiten Teil ab. 8

MOTION
DATUM: 12.06.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion der Fraktionen von CVP, EVP und GLP forderte dringliche Massnahmen
gegen den Anstieg der Prämien in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Der
Nationalrat hatte im Vorjahr bereits die ersten drei Ziffern der Motion angenommen.
Dabei ging es erstens um den kontinuierlichen Anstieg der Tarife für ambulante
Spitalbehandlungen, zweitens um die hohen Preise von Medikamenten und drittens um
die hohen Preise von diagnostischen und therapeutischen Mitteln und Gegenständen.
Ziffer 4 der Motion hatte der Nationalrat gemäss Empfehlung des Bundesrates
abgelehnt. Diese bezog sich auf eine Höchstgrenze für die Sicherheitsreserven in der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Der Ständerat folgte nun dem Nationalrat
und den Empfehlungen von Kommission und Bundesrat und nahm ebenfalls Ziffer 1 bis
3 der Motion an und lehnte Ziffer 4 ab. 9

MOTION
DATUM: 20.09.2010
LUZIUS MEYER

Standesinitiative Genf für einen
Maximalbetrag für die Reserven (Kt.Iv 09.320)

Krankenversicherung

Eine Standesinitiative des Kantons Genf, die einen Maximalbetrag für die Reserven der
Krankenversicherer gefordert hatte und der die Kommissionen 2010 Folge gegeben
hatte, wurde nach zweimaliger Fristverlängerung im Frühjahr 2015 vom Nationalrat
abgeschrieben, da ihr Anliegen durch das neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale
Krankenversicherung erfüllt worden war. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.2010
FLAVIA CARONI
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Forderung nach einer automatisierten
Äufnung der kantonalen
Krankenkassenreserven (Mo. 09.4046)

Krankenversicherung

Hingegen lehnte der Ständerat mit 24 zu 10 Stimmen eine Motion Fetz (sp, BS) ab,
welche eine automatisierte Äufnung von kantonalen, kalkulatorischen
Krankenkassenreserven forderte, sofern diese in einem Kanton fehlen. Der Bundesrat
hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, da damit die Mindestreserven
kantonalisiert würden, was zur Folge hätte, dass die Versicherer in kleinen Kantonen
über höhere Reserven verfügen müssten als diejenigen in grossen Kantonen. 11

MOTION
DATUM: 03.03.2010
LUZIUS MEYER

Standesinitiative Genf für eine Staffelung des
Reserveausgleichs (Kt.Iv. 09.316)

Krankenversicherung

Der Nationalrat schloss sich in der Sommersession diskussionslos dem Urteil des
Ständerats aus dem Jahr 2010 an, einer Standesinitiative des Kantons Genf aus dem
Jahr 2009 zur Staffelung des Reserveausgleichs der Krankenversicherer keine Folge zu
geben. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
FLAVIA CARONI

Standesinitiative Genf für eine kantonal
getrennte Reservebildung (Kt.Iv. 09.319)

Krankenversicherung

Die grosse Kammer gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit 85 zu 66 Stimmen
Folge. Die Initiative verlangt eine Änderung des Krankenversicherungsgesetzes, damit
künftig die Reserven für jeden Kanton, in welchem die Versicherer die obligatorische
Krankenversicherung betreiben, separat gebildet werden. Die Kommission des
Nationalrates hatte mit 10 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen beantragt, der Initiative
keine Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit betonte jedoch, dass die Ablehnung
der Standesinitiative nicht bedeute, dass die Kommissionsmehrheit im Bereich der
Reservebildung keinen Handlungsbedarf sehe. Eine Motion der Kommission des
Nationalrates (Mo. 10.3887) zielte in eine ähnliche Richtung wie die oben erwähnte
Standesinitiative und wurde von der grossen Kammer ebenfalls angenommen. Sie
beauftragte den Bundesrat bezüglich der Reservepolitik der Krankenversicherer
zeitgerecht eine Gesetzesrevision vorzulegen, mit der Zielsetzung, dass überhöhte
Reserven in einem Kanton abgebaut werden, dass ein Modus und Zeitplan für die
Anpassung der kalkulatorischen kantonalen Reservequoten geschaffen wird, und dass
verhindert wird, dass die Krankenversicherer willkürlich Reserven auf die Kantone
verteilen und die Transparenz erhöht wird. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
LUZIUS MEYER

Der Nationalrat hatte 2010 einer Standesinitiative des Kantons Genf Folge gegeben,
welche eine Änderung des Krankenversicherungsgesetzes verlangt, damit künftig die
Reserven der Versicherer kantonal getrennt gebildet werden. Im Berichtsjahr beschloss
der Ständerat eine Fristverlängerung bis zur Herbstsession 2014. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2012
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Genf zur kantonal separaten Reservebildung von
Krankenkassen, der der Nationalrat 2010 Folge gegeben hatte, wurde nach zweimaliger
Fristverlängerung im Frühjahr 2015 vom Ständerat abgeschrieben, da ihr Anliegen durch
das neue Gesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung erfüllt worden
war. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
FLAVIA CARONI
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Mindest- und Höchstreservesätze (Mo.
10.3745)

Krankenversicherung

Auch die kleine Kammer nahm eine Motion Maury Pasquier (sp, GE) an, welche die
Verringerung übermässiger Reserven in der obligatorischen Krankenversicherung
forderte. Dies soll erreicht werden, indem das Krankenversicherungsgesetz so zu
ergänzen sei, dass das BAG Mindest- und Höchstreservesätze festsetzen kann und zwar
entsprechend den verschiedenen Arten von Risiken. 16

MOTION
DATUM: 15.12.2010
LUZIUS MEYER

Le Conseil national a adopté une motion Maury Pasquier (ps, GE) acceptée par le
Conseil des Etats l’année précédente chargeant le Conseil fédéral de modifier la LAMal
afin de permettre à l’OFSP de fixer des taux minimaux et maximaux de réserve en
fonction de critères de risque que le gouvernement doit déterminer. 17

MOTION
DATUM: 12.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Aufsicht über die soziale
Krankenversicherung (BRG 12.027)

Krankenversicherung

Le DFI a mis en consultation un projet de loi relatif au contrôle de l’assurance-maladie
afin de renforcer la surveillance sur les assureurs à travers la création d’une autorité
de surveillance similaire à la FINMA ayant la capacité de fixer les primes et d’exiger le
remboursement des primes trop élevées. Par ailleurs, le projet modifie le calcul de
constitution des réserves en le basant désormais sur les risques effectifs, intégrant de
la sorte les risques financiers, instaure de nouvelles règles de gestion et augmente le
plafond des amendes à 500'000 francs. Le projet répond à la polémique relative à
l’accumulation de primes trop élevées par les assureurs dans certains canton et au
transfert de ces surplus de réserves vers d’autres cantons. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.02.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament einen Entwurf zu einem Bundesgesetz
betreffend die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung. Damit soll in Zukunft die
Kontrolle verstärkt und den heutigen Gegebenheiten angepasst werden. Zudem soll die
Transparenz bei den Krankenkassen erhöht werden. Die ursprünglich enthaltene
Forderung, die Aufsicht an eine unabhängige Behörde nach Vorbild der FINMA
auszulagern, hatte die Regierung nach negativen Reaktionen in der Vernehmlassung aus
dem Entwurf entfernt. Die Botschaft wurde im Berichtsjahr noch nicht von den Räten
behandelt. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.02.2012
FLAVIA CARONI

Die Räte begannen die Beratung des Entwurfs zu einem Bundesgesetz betreffend die
Aufsicht über die soziale Krankenversicherung, den der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt
hatte. Das neue Gesetz soll Lücken schliessen, welche bestehen, weil das
Krankenversicherungsgesetz (KVG) bei seiner Schaffung 1994 primär auf die
Finanzierung der sozialen Krankenversicherung ausgerichtet worden war. Die Aufsicht
dagegen ist nach Sicht des Bundesrates bisher ungenügend geregelt. Da eine
Integration ins KVG nicht zweckdienlich wäre, soll ein eigenständiges Gesetz geschaffen
werden, das in rund 60 Artikeln Verbesserungen im Bereich der finanziellen Sicherheit
und Transparenz bietet, die Unternehmensführung der Kassen strenger regelt, die
Kompetenzen der Aufsichtsbehörde erweitert und griffige Strafmassnahmen enthält.
Konkret beinhaltet der Entwurf Vorschriften zur Unternehmensführung der Kassen mit
Unvereinbarkeitsregelungen und Offenlegungspflichten hinsichtlich leitender Organe,
welche denen für börsenkotierte Unternehmen ähnlich sind. Für die Aufsicht über
Versicherungskonzerne, die sowohl in der Grund- als auch in der Zusatzversicherung
tätig sind, soll ein Informationsaustausch zwischen dem Bundesamt für Gesundheit
(BAG) und anderen Aufsichtsbehörden, insbesondere der Finanzmarktaufsicht (Finma),
ermöglicht werden. Neu sollen die Mindestreserven der Kassen anhand der
tatsächlichen Risiken für jede Kasse einzeln berechnet werden. Das Verfahren zur
Genehmigung der Prämientarife wird im bundesrätlichen Entwurf präzisiert. Die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2013
FLAVIA CARONI
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Prämien müssen in jedem Fall kostendeckend sein; stellen sie sich im Nachhinein als zu
tief heraus, muss die Lücke aus den Reserven gedeckt und die Reserven im folgenden
Jahr durch eine Prämienerhöhung wieder aufgefüllt werden. Die Aufsichtsbehörde soll
umgekehrt auch die Rückerstattung zu hoher Prämien anordnen können. Das neue
Gesetz soll die bisher bereits üblichen Anordnungen der Behörden zur Sanierung von
Kassen auf eine rechtliche Grundlage stellen und im extremen Fall einen
Bewilligungsentzug erlauben, bevor der Konkurs über einen Versicherer eröffnet wird.
Schliesslich sollen die möglichen Ordnungsbussen bei Zuwiderhandlung für Versicherer
und leitende Personen von CHF 5'000 auf neu maximal CHF 500'000 erhöht und auch
Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren möglich werden. Erstrat war der Ständerat, der sich
des Geschäfts in der Frühjahrssession annahm. Er beschloss dabei auch, die Vorlage
mit jener über die Korrektur der zwischen 1996 und 2011 zu viel bezahlten Prämien zu
verknüpfen, damit einerseits die Situation der Vergangenheit korrigiert und
andererseits Massnahmen für die zukünftige Verhinderung einer Wiederholung dieser
Situation getroffen werden können. Trotz diverser Divergenzen, insbesondere des
Einwands der Überregulierung seitens der SVP, schien ein gewisser Konsens über die
Notwendigkeit eines Ausbaus der Aufsicht zu herrschen. Es wurden keine
Nichteintretens- oder Rückweisungsanträge gestellt. Die SGK-S hatte in einem langen
Beratungs- und Konsultationsprozess eine Variante zum Entwurf des Bundesrates
erarbeitet, welcher der Rat mehrheitlich folgte. So beschloss die kleine Kammer, die
Aufsicht über Versicherungsgruppen weniger umfassend zu regeln als dies der
Bundesrat vorgesehen hatte: Nach dem Entwurf der SGK sollte das BAG nicht alle
Zahlungen zwischen den einzelnen Versicherungszweigen innerhalb der Gruppe
überprüfen können. Die Absicht des Bundesrates, zukünftig die Vermittlung von Kunden
und die Werbung regeln zu können, ging der Kommissionsmehrheit zu weit, eine
Minderheit Bruderer (sp, AG) beantragte jedoch, an der Bestimmung festzuhalten. Der
Rat folgte der Minderheit äusserst knapp mit Stichentscheid des Präsidenten Lombardi
(cvp, TI). Mit einer deutlichen Mehrheit stimmte die Kammer dagegen für einen Antrag
ihrer Kommission, wonach die Grösse des Insolvenzfonds für die Kassen weiterhin
durch deren gemeinsame Einrichtung bestimmt werden soll. Der Bundesrat hatte eine
Ausrichtung nach den tatsächlich abzudeckenden Risiken vorgesehen, was eine massive
Aufstockung des Fonds verlangt hätte. In der Gesamtabstimmung hiess der Rat das
neue Aufsichtsgesetz mit 31 zu 4 Stimmen bei 7 Enthaltungen gut. Die Beratung im
Nationalrat fand in der Wintersession statt. Hier waren die Divergenzen deutlich
ausgeprägter als im Ständerat. So beantragte die von den Mitteparteien unterstützte
Kommissionsmehrheit, das Geschäft nach Eintreten mit dem Antrag an den Bundesrat
zurückzuweisen, eine Ergänzung und Verbesserung der Aufsicht mit einer Teilrevision
des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) vorzunehmen und auf die Schaffung eines
neuen Gesetzes zu verzichten. Dabei solle er die betroffenen Kreise einbeziehen. Eine
Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) beantragte Nichteintreten, eine Minderheit Fehr
Jacqueline (sp, ZH) die Ablehnung des Rückweisungsantrages. Die Mehrheit
argumentierte, der Entwurf überschneide sich inhaltlich mit jenem zur Rückerstattung
der zu viel bezahlten Prämien, was bei der Anwendung zu
Interpretationsschwierigkeiten führen werde. Er schaffe eine Überreglementierung in
einem ohnehin sehr stark beschränkten Wettbewerb und führe zu zusätzlicher
Bürokratie. Zudem würde die vorgängige Genehmigung und nachträgliche Korrektur der
Prämien durch den Staat de facto zu staatlichen Prämien führen, was das System einer
Einheitskasse annähere. Die Minderheit Bortoluzzi vertrat die Ansicht, das bisherige
System der Krankenversicherung habe gute Dienste erwiesen und die derzeitigen
Instrumente für die Aufsicht seien ausreichend, würden sie denn konsequent genutzt
werden. Der vorliegende Entwurf diene primär der Besänftigung der Befürworter einer
Einheitskasse. Schliesslich trat der Rat mit 132 gegen 46 Stimmen bei 8 Enthaltungen
auf das Geschäft ein und wies es anschliessend mit 98 zu 83 Stimmen bei 6
Enthaltungen an den Bundesrat zurück. Für die Rückweisungen stimmten SVP und BDP
sowie die Mehrheit der FDP und der CVP. Die Antwort des Ständerates auf die
Rückweisungsabsicht stand im Berichtsjahr noch aus. 20

In der Frühjahrssession 2014 befasste sich der Ständerat erneut mit dem Entwurf für
ein Bundesgesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung. Im Vorjahr hatte
die kleine Kammer als Erstrat einen vom Entwurf des Bundesrates abweichenden
Entschluss gefasst. Danach hatte die grosse Kammer, in der eine Mehrheit eine
Überregulierung des Krankenversicherungsmarktes befürchtete, beschlossen, das
Geschäft an den Bundesrat zurückzuweisen, damit dieser eine Ergänzung und
Verbesserung der Aufsicht in Form einer Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes
(KVG) vornehme und auf die Schaffung eines neuen Gesetzes verzichte.
In der ersten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat nun nach einer
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kurzen Debatte, die Rückweisung an den Bundesrat abzulehnen und am im Vorjahr
beschlossenen Entwurf festzuhalten. Er folgte damit dem Antrag einer grossen Mehrheit
seiner Kommission und des Gesundheitsministers, der erneut betonte, für viele
wichtige Aufsichtstätigkeiten fehlten heute die gesetzlichen Grundlagen.
Bereits in der folgenden Woche schloss sich der Nationalrat dem Beschluss des
Ständerates an und verzichtete auf eine Rückweisung an den Bundesrat. Das Geschäft
ging damit an die SGK-NR zur Detailberatung. In der Herbstsession gelangte das Gesetz
erneut in den Nationalrat. Die Debatte stand im Zeichen der knapp drei Wochen später
stattfindenden Abstimmung über eine öffentliche Krankenkasse und gestaltete sich
äusserst ausführlich. Während die bürgerliche Mehrheit ihren grundsätzlichen
Widerstand gegen das neue Gesetz angesichts der drohenden Einführung einer
Einheitskasse aufgab, scheiterten zahlreiche linke Anträge auf Verschärfung der
Aufsicht. Die Kommissionsmehrheit ging mit Bundes- und Ständerat einig in der
Absicht, die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung im neu zu schaffenden
Krankenversicherungsaufsichtsgesetz KVAG zu regeln. Eine Minderheit de Courten (svp,
BL) setzte sich dagegen weiter für eine Integration einiger ihrer Ansicht nach
wesentlicher Bestimmungen des Entwurfes in das Krankenversicherungsgesetz (KVG)
und das Fallenlassen der restlichen Artikel ein. Dazu wollte sie das Geschäft erneut an
die Kommission zurückweisen. Die bestehenden Aufsichtsinstrumente seien bei
konsequenter Anwendung absolut ausreichend, so die Begründung. Alle Fraktionen bis
auf jene der SVP betonten jedoch die Wichtigkeit des neuen Aufsichtsgesetzes und
seiner sofortigen Beratung, woraufhin der Rückweisungsantrag mit 144 zu 40 Stimmen
abgelehnt wurde und die Detailberatung begann. In der umstrittenen Frage der
Kontrolle von Versicherungsgruppen folgte der Nationalrat dem Ständerat gegen den
Antrag des Bundesrates und einer Minderheit Fehr Jacqueline (sp, ZH): Das BAG soll
demnach innerhalb einer Gruppe, welche verschiedene Versicherungsprodukte wie
Zusatzversicherungen, Taggeldversicherungen und Pensionskassen anbietet, nur jene
Geschäftsbeziehungen kontrollieren können, die die obligatorische
Krankenpflegeversicherung betreffen. Linke und Grünliberale warnten vor neuen
Missbrauchsmöglichkeiten, unterlagen jedoch bei allen diese Problematik berührenden
Artikeln den bürgerlichen Fraktionen, die ausführten, es sei nicht die Aufgabe des BAG,
ausserhalb der Krankenversicherung liegende Versicherungsbereiche zu kontrollieren.
Diese Kontrolle liege in der Zuständigkeit der FINMA, mit der es keine Konflikte zu
schaffen gelte. Ein linker Minderheitsantrag Carobbio (sp, TI), der die Publikation von
Prämien vor deren Genehmigung durch das BAG verbieten wollte, wie es der Bundesrat
vorgesehen und der Ständerat beschlossen hatte, scheiterte an der bürgerlichen
Mehrheit im Rat. Diese folgte der Kommissionsmehrheit in ihrem Beschluss, die
provisorischen Prämien dürften mit Hinweis auf deren noch ausstehende Genehmigung
veröffentlicht werden. Ebenso klar scheiterten zwei Minderheitsanträge de Courten
(svp, BL): Der erste wollte den Passus streichen, wonach das BAG die Genehmigung von
Prämien verweigern kann, falls diese zur Bildung übermässiger Reserven führe. Der
zweite wollte im Gesetz festschreiben, dass während der Dauer eines
Beschwerdeverfahrens zwischen dem BAG und einer Krankenkasse über die
Prämienhöhe automatisch die höhere der beiden vorgeschlagenen Prämien zur
Anwendung kommen sollte. Die Anträge wurden nur von der SVP- und der BDP-Fraktion
unterstützt. Einen wichtigen Teil des neuen Gesetzes bilden die Bestimmungen über die
Rückerstattung zu hoher Prämien. Der Rat folgte seiner Kommission diskussionslos
darin, den Prämienausgleich für die Kassen freiwillig zu erklären: Der Versicherer "kann"
gemäss diesem Beschluss einen Prämienausgleich vornehmen. Die Rückerstattung
erfolgt dabei an alle im fraglichen Jahr bei der Kasse versicherten Personen, auch wenn
diese inzwischen den Kanton oder die Kasse gewechselt haben, und er erfolgt im
Folgejahr. Der Ständerat hatte sich noch für einen zwingenden Ausgleich
ausgesprochen, der im übernächsten Jahr an jene Personen erfolgen sollte, die nach
wie vor bei der Kasse versichert sind. Bundesrat und Ständerat hatten die Möglichkeit
einer Regulierung der Werbekosten und der Provisionen für Vermittler durch die
Regierung vorgesehen. Im Gegensatz dazu wollte der Nationalrat lediglich die aktuell
fehlende gesetzliche Grundlage für eine Branchenvereinbarung zur Regelung der
Telefonwerbung und der Vermittlerprovisionen schaffen. Ebenfalls gegen die Version
von Bundes- und Ständerat sowie einer nur von der SVP-Fraktion gestützten Minderheit
de Courten (svp, BL) folgte der Rat seiner Kommissionsmehrheit darin, die Kassen zum
gesonderten Ausweisen von Werbe- und Vermittlerkosten in der Jahresrechnung zu
zwingen. Eine Abschwächung des Entwurfs zugunsten der Kassen beschloss der
Nationalrat bei der Offenlegung der Entschädigungen für die Mitglieder der leitenden
Organe: Während Bundes- und Ständerat sowie eine Minderheit Fehr Jacqueline (sp,
ZH) eine Offenlegung sämtlicher Entschädigungen des Verwaltungsrats und der
höchsten Entschädigung der Geschäftsleitungsmitglieder jeweils unter Namensnennung
anstrebten, folgte der Rat seiner Kommissionsmehrheit darin, auf die Namensnennung
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zu verzichten. Die linke Minderheit hatte argumentiert, ihre Version folge Richtlinien
der Economiesuisse und es gelte, das Vertrauen der Bevölkerung in die Krankenkassen
wieder zu stärken. Sie unterlag der bürgerlichen Mehrheit, welche gleiche Regeln wie
bei den übrigen obligatorischen Sozialversicherungen schaffen wollte. Ein
Minderheitsantrag Pezzatti (fdp, ZG) war erfolgreich, der im Falle besonderer
Überprüfungen durch die externe Revisionsstelle die Kosten nur dann der geprüften
Kasse anlasten will, falls ein Verdacht auf schwere Mängel besteht. Bei der Kontrolle
durch von der Aufsichtsbehörde herangezogene Dritte gewann die
Kommissionsmehrheit gegen eine Minderheit Carobbio (sp, TI) mit ähnlichem Resultat:
Die Kosten sollen den Kassen nur dann angelastet werden können, wenn tatsächlich
Unregelmässigkeiten festgestellt werden. Die Minderheit wollte angesichts der
Unsicherheit über zukünftige Entwicklungen keine abschliessende Aufzählung der Fälle,
in denen diese Möglichkeit besteht, die Mehrheit dagegen argumentierte mit Klarheit
und Rechtssicherheit. Seiner Kommissionsmehrheit gegen eine Minderheit Steiert (sp,
FR) folgend, beschloss der Nationalrat auch, im Gesetz die möglichen sichernden
Massnahmen, welche die Aufsichtsbehörde gegen die Kassen verfügen kann,
abschliessend aufzuzählen. Zudem sollten diese nur bei schwerwiegenden Verletzungen
der Bestimmungen des KVAG oder des KVG anwendbar sein und vom BAG formell
verfügt werden. In der Gesamtabstimmung sprachen sich alle Fraktionen bis auf jene
der SVP geschlossen für das neue Gesetz aus. Durch die SVP-Fraktion zog sich ein
Röstigraben: Während die Deutschschweizer Mitglieder sich gegen das neue Gesetz
aussprachen, stimmten alle welschen und Tessiner Mitglieder dafür oder enthielten sich
ihrer Stimme. Es resultierten 139 Stimmen für und 40 gegen das neue Gesetz (8
Enthaltungen).
Bereits in der Folgewoche gelangte das Geschäft zur zweiten Runde der
Differenzbereinigung erneut in den Ständerat. Die Debatte war verhältnismässig kurz,
und völlig unkontrovers – der Rat folgte in allen Punkten ohne Gegenvoten seiner
Kommission. Die Differenzen zum Nationalrat wurden mehrheitlich, jedoch nicht
vollständig behoben. So wurde am Verbot der Publikation noch nicht genehmigter
Prämien festgehalten, ebenso an der Bestimmung, wonach die betroffenen Kassen die
Kosten der speziellen Prüfung durch eine externe Revisionsstelle zu bezahlen haben
und dies auch dann, wenn kein Verdacht auf schwere Mängel besteht. Gemäss der vom
Ständerat gewählten Version kann das BAG die Kosten aber in Ausnahmefällen ganz
oder teilweise erlassen. Auch in der Frage der sichernden Massnahmen wollte der
Ständerat nicht von seinem Beschluss abrücken: Diese sollen bei jeglichen, und nicht
nur bei schwerwiegenden, Verletzungen des KVG und KVAG sowie ohne formelle
Verfügung des BAG anwendbar sein und im Gesetz nicht abschliessend aufgezählt
werden.
Mit diesen drei verbliebenen Differenzen gelangte das Geschäft bereits am Folgetag
wiederum in den Nationalrat.  Dieser schloss sich auf Empfehlung seiner Kommission
gegen eine Minderheit de Courten (svp, BL) bei der Frage der Prämienbekanntgabe mit
grosser Mehrheit dem Ständerat und damit dem Verbot der Publikation noch nicht
bewilligter Prämien an. Bei der Frage der Kostenübernahme für eine externe
Überprüfung eines Versicherers schlug die SGK-NR einen Mittelweg vor, nach welchem
der Versicherer die Kosten zu tragen hat, falls ein Hinweis auf Unregelmässigkeiten oder
gesetzeswidrige Handlungen vorliegt. Dem folgte der Rat stillschweigend. Bei den
sichernden Massnahmen forderte die Kommissionsmehrheit, dem Ständerat
zuzustimmen, während eine Minderheit de Courten (svp, BL) an der eigenen Version
festhalten wollte. Mit 113 zu 66 Stimmen schloss der Rat sich der Mehrheit an.
Damit verblieb die neue Formulierung als einzige Differenz zum Ständerat, welche
dieser unmittelbar darauf und eine knappe Woche vor der Abstimmung über die
Volksinitiative für eine öffentliche Krankenkasse diskussionslos ausräumte.
Somit erübrigte sich eine Einigungskonferenz, vor der diverse Voten bereits gewarnt
hatten, und die Räte schritten am 26. September zur Schlussabstimmung. Im
Nationalrat wurde das neue Gesetz mit 139 zu 51 Stimmen bei 8 Enthaltungen
angenommen. Die Gegenstimmen kamen aus der SVP-Fraktion, wobei sich wiederum 4
Mitglieder für das Gesetz aussprachen und 3 der Stimme enthielten. Im Ständerat
sprachen sich 41 Mitglieder für und 4 gegen das Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
aus, wobei sich kein Ständeratsmitglied der Stimme enthielt. Die bis zum 15. Januar
2015 laufende Referendumsfrist verstrich ungenutzt. 21

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 9



Réserves des assurances-maladie (Mo.
10.3887)

Krankenversicherung

Le Conseil des Etats a adopté une motion de la CSSP-CN adoptée par le Conseil
national l’année précédente chargeant le Conseil fédéral de réviser, si nécessaire par
voie urgente, la loi relative à la politique des réserves des assurances-maladie afin de
réduire les réserves trop élevées, de compenser la différence entre les primes trop
élevées et les coûts des prestations, de définir la manière de répartir les réserves
cantonales calculatoires des caisses-maladie, d’éviter que les réserves soient
distribuées arbitrairement entre les cantons et de mettre à jour les prescriptions
concernant les normes comptables. Le Conseil fédéral a approuvé la motion en
rappelant l’élaboration en cours d’un projet de loi sur la surveillance de l’assurance-
maladie visant notamment à déterminer les réserves en fonction des risques. 22

MOTION
DATUM: 09.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Prämienausgleich 2015 bis 2017

Krankenversicherung

Zwischen 1996 und 2013 waren in einigen Kantonen verglichen mit den Leistungen zu
hohe, in anderen zu tiefe Krankenversicherungsprämien bezahlt worden. Die zu viel
bezahlten Prämien flossen in die «fiktiven» Reserven der Krankenversicherungen –
fiktiv deshalb, weil das KVG eigentlich keine Reserven vorsieht. Aufgrund verschiedener
Standesinitiativen (Kt.Iv. 09.316, Kt.Iv. 09.319, Kt.Iv. 09.320) und einer Motion Fetz (sp,
BS; Mo. 08.4046) hatte der Bundesrat vorgeschlagen, die zu viel bezahlten Prämien bei
der Rückerstattung aus der CO2-Lenkungsabgabe – die über die Krankenkassenprämien
zurückbezahlt wird – auszugleichen, wobei die Details im Rahmen der Schaffung der
Aufsicht über die soziale Krankenversicherung geregelt werden sollten. Dort hatte das
Parlament entschieden, die Korrekturen in der Höhe von CHF 800 Mio., die zu je einem
Drittel vom Bund, den Krankenkassen und den Versicherten der Kantone, die bisher zu
wenig Prämien bezahlt hatten, übernommen werden, den CO2-Lenkungsabgaben der
Jahre 2015 und 2017 anzurechnen. Während der Bund seinen Beitrag gleichmässig
verteilt auf alle drei Jahre zurückzahlen sollte, verteilten sich die Beiträge der
Versicherten aus den Kantonen, die bisher zu wenig Prämien bezahlt hatten, auf die
Jahre 2015 und 2016, während die Krankenversicherungen ihren Beitrag vollständig im
Jahr 2017 leisteten.
Im Februar 2015 gab der Bundesrat die Höhe der Kompensationen für das Jahr 2015
bekannt. So sollten die Prämienzahlenden in den Kantonen Appenzell-Innerrhoden,
Genf, Graubünden, Freiburg, Tessin, Thurgau, Waadt, Zug und Zürich einen
Prämienabschlag in der Höhe von insgesamt CHF 255 Mio. erhalten. Pro versicherter
Person schwankten die Abschläge zwischen den Kantonen zwischen CHF 0.70 (Kanton
Graubünden) und CHF 119.70 (Kanton Waadt). Der Gesamtbetrag für das Jahr 2015
bestand aus CHF 89 Mio. des Bundes sowie CHF 166 Mio., welche die Prämienzahlenden
in den Kantonen, in denen zuvor zu wenige Prämien bezahlt worden waren, leisteten.  In
letzteren Kantonen fiel daher im Jahr 2015 ein Prämienzuschlag über CHF 62.40 an, nur
in den Kantonen Wallis (CHF 56.40) und St.Gallen (CHF 9.00) lag er tiefer. 23

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.02.2015
ANJA HEIDELBERGER

Im Jahr 2016 wurden den Prämienzahlenden in den Kantonen, die zwischen 1996 und
2013 zu hohe Prämien bezahlt hatten, weitere CHF 188 Mio. über die CO2-
Lenkungsabgabe zurückbezahlt. So berichtete der Bundesrat im Februar 2016, dass
sich der Bund wiederum mit CHF 89 Mio. an der Rückzahlung beteiligen werde,
während die Prämienzahlenden in denjenigen Kantonen, die bisher zu tiefe Prämien
bezahlt hatten, weitere 99 Mio. in Form eines Prämienzuschlags beisteuerten. Erneut
lagen die Rückzahlungen im Kanton Waadt mit CHF 86.05 pro versicherter Person am
höchsten und in Graubünden mit CHF 0.45 pro Person am niedrigsten. 24

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.02.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Im Jahr 2017 bezahlten Bund und Krankenversicherungen die letzte Tranche der von
den Prämienzahlenden einiger Kantone zu viel bezahlten Prämien in der Höhe von CHF
360 Mio. zurück. Erneut leistete der Bund einen Beitrag von CHF 89 Mio., hinzu kam der
Beitrag der Krankenversicherungen über CHF 271 Mio. Die Versicherten des Kantons
Waadt erhielten in der Folge Prämienabzüge über CHF 167.80 pro Person, diejenigen im
Kanton Graubünden über CHF 1.00 pro Person. Damit konnte die Korrektur der Prämien
der Jahre 1996 bis 2013 abgeschlossen werden. 25

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

Verordnung betreffend die Aufsicht über die
soziale Krankenversicherung (KVAV)

Krankenversicherung

Im September 2014 hatte das Parlament das Bundesgesetz zur Aufsicht über die soziale
Krankenversicherung verabschiedet. Daraufhin erarbeitete der Bundesrat einen
Entwurf für eine Ausführungsverordnung, welche Innenminister Berset Anfang April
2015 in die Anhörung schickte. Sie dauerte bis zum 8. Juli 2015; das Inkrafttreten des
neuen Aufsichtsgesetzes und der Ausführungsverordnung war auf den 1. Januar 2016
geplant. Zwar passierte die Anhörung grossmehrheitlich unterhalb des Medienradars –
mit der Ausnahme der NZZ –, dennoch ergaben sich einige gewichtige Kontroversen.
Während die Anhörung noch lief, liessen die Versicherer via ihre Verbände bereits
verlauten, der Verordnungsentwurf sei sehr bürokratisch und schiesse über das Ziel
hinaus. Teuer, unsozial, gesetzeswidrig und unsolidarisch sei die geplante Umsetzung,
hiess es bisweilen gar. Kritisiert wurde unter anderem, dass der Abbau übermässiger
Reserven, welche aufgrund zu hoch angesetzter Prämien entstanden sind, im Gesetz als
„kann"-Formulierung enthalten ist, während die Verordnung eine „muss"-Formulierung
beinhaltet. Für eine Pflicht fehle jedoch die gesetzliche Grundlage. Da die Verordnung
auch definiert, ab wann Reserven als „übermässig" zu taxieren sind, würden damit de
facto Maximalreserven definiert, welche zudem für kleine Kassen zu tief angesetzt
seien. Weiter kritisierten die Versicherer die weitreichenden Kontrollkompetenzen des
BAG, die auch zu einem Mehraufwand bei den Kassen führen würden. Dieser rührt
daher, dass bestimmte Transaktionen innerhalb einer Krankenversicherungsgruppe
zwingend vorab dem Bundesamt zugestellt werden müssen (Transaktionsaufsicht). Mit
etwas zeitlicher Verzögerung stimmten auch die politischen Parteien in die Kritik ein.
Mitte Juni reichten die Nationalräte Frehner (svp, BS) und Stolz (fdp, BS) zwei Motionen
(Frehner: 15.3711; Stolz 15.3690) zum Thema ein. Die Motion Frehner forderte den
Bundesrat auf, die Inkraftsetzung des Aufsichtsgesetzes vorerst auszusetzen und es so
anzupassen, dass eine wirksame Steuerung der obligatorischen Krankenversicherung
resultiert, die den regulierten Wettbewerb fördert und die staatliche Aufsicht
reduziert, verhältnismässig ist und die unternehmerische Freiheit wahrt. Die Motion
Stolz verlangte vom Bundesrat, den Entwurf zur
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung grundlegend zu überarbeiten und die nach
Ansicht des Motionärs gesetzeswidrigen und unverhältnismässigen Bestimmungen zu
korrigieren. Unterschrieben hatten beide Vorstösse Vertreterinnen und Vertreter aus
den Reihen der SVP, der FDP, der CVP-EVP, der GLP und der BDP, im Falle der Motion
Frehner aber auch Nationalrätin Gilli (SG) von der grünen Partei. Die Ärztin kritisierte,
der Bundesrat habe die Grenzen des Handlungsspielraumes im Umgang mit Gesetz und
Ausführungsverordnung überschritten. Gestützt wurde diese Aussage durch ein für
Santésuisse erstelltes Rechtsgutachten der Universität Zürich, das gleich bei mehreren
Bestimmungen eine fehlende gesetzliche Grundlage feststellte. Angesichts des
geballten Widerstandes der bürgerlichen Parteien legte jedoch sogar die ebenfalls
bürgerliche Neue Zürcher Zeitung den Verdacht nahe, dass das Parlament das
Aufsichtsgesetz primär aus taktischen Gründen im Hinblick auf die kurz nach den
Beratungen stattfindende Abstimmung über die Volksinitiative für eine soziale
Einheitskasse unterstützt hatten. Nun warfen sie SP-Bundesrat Berset vor, die
Einheitskasse durch die „Hintertür" doch noch einführen zu wollen. Im August 2015
präsentierte der Versichererverband Curafutura ein Rechtsgutachten eines Professors
aus Zürich und St. Gallen, das den Entwurf zur Ausführungsverordnung als schlecht
geschrieben, überregulierend und unzulässig geisselte. Der Verband, dem vier grosse
Krankenkassen angehören, kündigte an, im Falle der unveränderten Verabschiedung der
Verordnung den Rechtsweg zu beschreiten und letztendlich ein Bundesgerichtsurteil
über das Vorhandensein einer gesetzlichen Grundlage für die umstrittenen
Bestimmungen zu erzwingen. Dies betrifft insbesondere die Datensammlung durch das
BAG und die Mitsprache des Amtes bei operativen Entscheidungen. 26

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.04.2015
FLAVIA CARONI
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Der Ergebnisbericht zur Anhörung über den Entwurf zur Verordnung betreffend die
Aufsicht über die soziale Krankenversicherung erschien im November 2015. Eine
Mehrzahl der Kantone, die SP, der Schweizerische Gewerkschaftsbund und mehrere
Konsumenten- und Patientinnenschutzorganisationen sprachen sich grundsätzlich für
den Entwurf aus, wenn auch teilweise mit Vorbehalten. Wie erwartet lehnten die SVP,
die FDP und die CVP den Entwurf in der aktuellen Form ab und forderten, diesen zu
überarbeiten und danach erneut in eine Anhörung zu schicken. Diese Haltung teilten
auch die Dachverbände der Wirtschaft sowie die Versicherer und ihre Dachverbände.
Die Verbände der Leistungserbringenden sprachen sich teils für, teils gegen den
Entwurf aus. Die befürwortende Seite wandte vereinzelt ein, der Entwurf gehe zu wenig
weit. So beanstandete der SGB, die Aufsicht sei weniger griffig als jene über die
Privatversicherungen. Die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
-direktoren sowie die meisten Kantone verlangten dagegen, die Bestimmungen zur
Prämiengenehmigung zu ändern, sodass sichergestellt ist, dass die kantonalen Prämien
sich entsprechend den kantonal anfallenden Kosten entwickeln. Die Gegnerseite
kritisierte diverse Punkte, darunter der Widerspruch des Entwurfs zum Aufsichtsgesetz
KVAG, wobei sie insbesondere die Pflicht zum Reserveabbau und die
Transaktionsaufsicht beanstandeten. Die Regelungsdichte sei zu hoch und die
Regelungen unverhältnismässig. Der Mehraufwand werde zu höheren Prämien führen,
die Prämienentwicklung werde unstetig werden, den Unterschieden zwischen grossen
und kleinen Versicherern werde nicht Rechnung getragen, es komme zu unzulässigen
Eingriffen in die Geschäftsführung der Kassen und der Wettbewerb werde ausgehebelt.
Am 18. November verabschiedete der Bundesrat die überarbeitete Verordnung. Als
Reaktion auf die Kritik in der Anhörung hatte er einige Anpassungen vorgenommen. So
fiel die Verpflichtung der Versicherer weg, übermässige Reserven abzubauen. Gemäss
einem Bericht des Tagesanzeigers hatte ein Mitglied der SGK-NR angegeben, ohne diese
Anpassung hätte Bundesrat Berset die Verordnung nicht durch das
Bundesratskollegium gebracht – dafür habe der Druck der Kassen auf die bürgerlichen
Bundesratsmitglieder gesorgt. Die SP kritisierte die Druckausübung der Kassenlobby auf
die Mitglieder der Nationalratskommission, welche wiederum ihren Einfluss auf den
Bundesrat habe geltend gemacht. Mit der vorliegenden Ausführungsverordnung sei das
Aufsichtsgesetz Makulatur, so die Sozialdemokraten – die Möglichkeit eines
bundesrätlichen Eingriffs bei massiv überhöhten Kassenreserven war eines der
ursprünglichen Ziele des Gesetzes gewesen.
Das Bundesgesetz zur Aufsicht über die soziale Krankenversicherung und die
dazugehörige Ausführungsverordnung traten wie geplant am 1. Januar 2016 in Kraft. 27

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.11.2015
FLAVIA CARONI

Schaffung einer Aufsichtsbehörde über die
Krankenversicherungen

Krankenversicherung

Mit dem am Anfang 2016 in Kraft getretenen Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
(KVAG) und der dazugehörigen Verordnung KVAV schuf das Parlament eine
Aufsichtsbehörde über die Krankenversicherungen. Eine solche war zuvor in
verschiedenen Postulaten und Motionen gefordert worden. Die Aufsichtsbehörde
bewilligt den Versicherungen zukünftig die Durchführung der sozialen
Krankenversicherungen, sofern diese die notwendigen Anforderungen erfüllen. Unter
anderem müssen sie ihren Sitz in der Schweiz haben, über ausreichendes Startkapital
und über die erforderlichen Reserven verfügen, um jederzeit ihren finanziellen
Verpflichtungen nachkommen zu können, und alle versicherungspflichtigen Personen
aufnehmen. Die Versicherungen müssen die Prämientarife für die OKP der
Aufsichtsbehörde zur Bestätigung vorlegen; diese prüft unter anderem, ob die
Prämientarife den gesetzlichen Vorgaben entsprechen, die Kosten decken und nicht zu
übermässigen Reserven führen. Die Aufsichtsbehörde überwacht in der Folge die
Durchführung der sozialen Krankenversicherung, zum Beispiel die Einhaltung der
Bestimmungen des KVAG und des KVG, die einwandfreie Geschäftstätigkeit der
Versicherungen sowie die Solvenz und die ordnungsmässige Verwaltung der
Vermögenswerte durch die Versicherungen. Dazu erstatten die Versicherungen der
Aufsichtsbehörde jährlich Bericht. Die Aufsichtsbehörde kann schliesslich, wenn nötig,
der Versicherung die freie Verfügung über ihre Vermögenswerte untersagen und/oder
ihr die Bewilligung zur Durchführung der sozialen Krankenversicherung entziehen. 
Neben den Krankenversicherungen wird die Aufsichtsbehörde auch die
Unfallversicherungen im Bereich UVG, die Militärversicherung sowie die Gemeinsame

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.04.2017
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Einrichtung KVG (GE KVG) überwachen. Die Aufsichtsbehörde erstellt jährlich einen
Tätigkeitsbericht, mit dem sie gemäss eigenen Aussagen Transparenz über ihre Tätigkeit
schaffen möchte. 28

Standesinitiative des Kantons Genf für eine
gerechte Verwaltung der KVG-Reserven
(Kt.Iv. 17.306)

Krankenversicherung

Eine gerechte Verwaltung der KVG-Reserven strebte der Kanton Genf im April 2017 mit
einer Standesinitiative an, die zuvor im Grossen Rat einstimmig angenommen worden
war. Demnach sollte der Anteil Reserven einer versicherten Person bei einem
Krankenkassenwechsel an die neue Krankenkasse überwiesen und zusätzlich zum
gesetzlichen Minimal- auch ein Maximalbetrag bei den Reserven definiert werden. Der
Kanton Genf kritisierte insbesondere, dass bei der Prämienberechnung die Kosten
eines Kantons berücksichtigt würden, bei den Reserven jedoch nicht. Dies erlaube es
den Krankenkassen, „die überschüssigen Reserven gewisser Kantone zum Ausgleich der
fehlenden Reserven in anderen Kantonen zu nutzen.“ Die Debatte zum Anstieg der
Krankenkassenprämien war zu dem Zeitpunkt im Kanton Genf besonders virulent, da
der Kanton schweizweit die zweithöchsten Prämien aufwies (nach Basel-Stadt) und
diese fürs Jahr 2017 erneut um 5.7 Prozent angestiegen waren. Bereits im September
2016 hatte der Genfer Regierungsrat Mauro Poggia erklärt, dass das BAG hätte
überprüfen sollen, ob die Prämien für die Solvenzsicherung der Kassen ausreichen
würden. Stattdessen habe es einen stärkeren Prämienanstieg veranlasst, als von den
Krankenkassen gefordert worden war. Die Genfer seien aber nicht dafür verantwortlich,
dass die Reserven der Krankenkassen geschmolzen sind, da ihre Prämien – zusammen
mit denjenigen von acht anderen Kantonen – zwischen 1996 und 2013 stärker
angestiegen seien als ihre Kosten. Die Standesinitiative sollte somit dazu dienen, diesen
gemäss Poggia ungerechtfertigt grossen Anteil, den die Genfer an die Reservenbildung
zahlen müssen, zukünftig zu reduzieren. 

Die SGK-SR verwies in ihrem Kommissionsbericht auf frühere, ähnliche Vorschläge (z.B.
Mo. 08.3737, Kt.Iv. 09.320, BRG 12.026) sowie auf die unterschiedlichen Logiken von
Prämien und Reserven: Der Sinn von Reserven sei es, die Zahlungsfähigkeit eines
Krankenversicherers insgesamt aufrechtzuerhalten, während die Prämien die kantonal
unterschiedlichen Kosten decken müssten. Zudem bestehe kein persönliches
Deckungskapital, das bei einem Krankenkassenwechsel mitgenommen werden könnte.
Um es zu erstellen, müssten die Krankenkassen eine aufwändige und komplexe
individuelle Kontoführung einrichten. Dieser Systemwechsel würde aber neue Probleme
bezüglich der Risikoselektion schaffen, da insbesondere gute Risiken die Kassen
wechselten. Gemäss SGK-SR reiche die Bemächtigung des BAG aus, Prämien nicht zu
genehmigen, die „unangemessen hoch über den Kosten liegen oder zu übermässigen
Reserven führen“. Folglich lehnte sie die Standesinitiative mit 9 zu 0 Stimmen ab. Diese
Position verdeutlichte Alex Kuprecht (svp, SZ) auch in der Ständeratsdebatte. Liliane
Maury Pasquier (sp, GE) beschrieb jedoch noch einmal die Problematik aus Genfer
Sicht: Es könne nicht sein, dass einige Krankenversicherer mehr als dreimal so hohe
Reserven aufwiesen, als zur Wahrung der finanziellen Sicherheit notwendig wären,
wenn gleichzeitig in einigen Kantonen der Prämienanstieg deutlich grösser sei als der
Anstieg der Gesundheitskosten. Da sie jedoch nicht an der Kommissionssitzung habe
teilnehmen können und der Vorstoss kaum Unterstützung in der Kommission erfahren
habe, verzichte sie auf einen Antrag auf Folge geben. Die kleine Kammer folgte der
Standesinitiative entsprechend nicht. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2018 behandelte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Genf für eine
gerechte Verwaltung der KVG-Reserven zusammen mit der Standesinitiative des
Kantons Jura, die ein ähnliches Anliegen verfolgte (St. Iv. 17.319). Die Kommission
beantragte mit 16 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), der Initiative keine Folge zu
geben. Bundesrat und Parlament hätten dem Anliegen der Standesinitiative bereits
genügend Rechnung getragen, indem das BAG angehalten sei, die Prämientarife der
Krankenversicherer nicht zu genehmigen, wenn diese zu stark über den Kosten liegen
oder zu Reserven führen würden, erklärte die Kommission. Eine

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
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Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) argumentierte hingegen, dass die zahlreichen
Vorstösse zu diesem Thema auf eine Unzufriedenheit hinwiesen, die durch das
undurchsichtige System mit zu vielen Versicherern entstehe. Dagegen helfe eine
«radikale Verschlankung des Systems», erklärte die Minderheit. 
In der Herbstsession 2018 behandelte die grosse Kammer die beiden Standesinitiativen.
Dabei folgte der Rat der Argumentation der Minderheit nicht, wonach die Initiativen
angenommen werden müssten, damit das Problem angegangen werden könne, und gab
der Standesinitiative des Kantons Genf mit 130 zu 58 Stimmen und derjenigen des
Kantons Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. 30

Standesinitiative des Kantons Jura für einen
Transfer der Reserven der KVG-Versicherten
bei einem Kassenwechsel (Kt.Iv. 17.319)

Krankenversicherung

Ähnlich wie zuvor der Kanton Genf forderte der Kanton Jura im November 2017 in einer
Standesinitiative, dass bei einem Kassenwechsel die Reserven, die beim alten
Versicherer gebildet worden sind, zum neuen Krankenversicherer transferiert werden.
Dass aktuell bei jedem Krankenkassenwechsel neue Reserven gebildet werden müssten,
sei mitverantwortlich für die ständigen Prämienerhöhungen. Durch eine Übertragung
der Reserven könne dieser Kostenfaktor reduziert werden. Wie bereits bei der Genfer
Standesinitiative erklärte die SGK-SR, dass die Reserven nicht auf einzelne Versicherte
aufgeteilt werden könnten. Dafür müsste das ganze System umgestaltet werden, was
grosse Kosten und neue Möglichkeiten zur Risikoselektion nach sich ziehen würde. Mit
9 zu 1 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) empfahl die Kommission, der Initiative keine Folge
zu geben. Diesem Antrag kam der Ständerat in der Sommersession 2018 stillschweigend
nach. In der Herbstsession 2018 entschied auch der Nationalrat, der Standesinitiative
aus dem Kanton Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und derjenigen aus Genf
mit 130 zu 58 Stimmen keine Folge zu geben. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Motion für eine Wiederherstellung der
Transparenz bei den Gesundheitskosten (Mo.
19.4180)

Krankenversicherung

Früher – bis Ende 2015 – hätten die Kantone durch eine Regelung im KVG Zugang zu
denselben amtlichen Dokumenten gehabt, die das BAG zur Genehmigung der
Prämientarife benötigt habe, erklärte Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer
Motion, die er im September 2019 einreichte. Diese Informationen seien für die
kantonalen Behörden zur Analyse der Kostenentwicklung und zur Überprüfung der
Reserven der Versicherungen unentbehrlich. Früher hätten die Kantone zudem die
Möglichkeit gehabt, zu den vorgesehenen Prämientarifen der Versicherungen Stellung
zu nehmen. Mit der Einführung des KVAG hätten die Kantone den Zugang zu diesen
Daten aber verloren, da seither die Krankenversicherungen für die Überwachung der
Entwicklung der Gesundheitskosten und für die jährliche Prämienberechnung zuständig
seien. Lombardi wollte daher den Bundesrat beauftragen, den Kantonen diese
Möglichkeiten im Rahmen des KVG zurückzugeben und dadurch die Transparenz bei
den Gesundheitskosten wiederherzustellen. 
Auch der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass die Aufgabe, dafür zu
sorgen, dass die Prämien in den Kantonen deren Kosten entsprechen, nun bei der
Aufsichtsbehörde liege. Die Kantone sollten neu nur noch zu den geschätzten Kosten –
von denen sie direkt betroffen seien –, nicht mehr aber zu den Prämientarifen Stellung
nehmen können. Die zur Beurteilung der Kosten nötigen Informationen würden sie
entsprechend auch noch immer erhalten. 
Nachdem Beat Rieder die Motion nach dem Ausscheiden Lombardis aus dem Ständerat
übernommen hatte, beschäftigte sich die kleine Kammer in der Wintersession 2019 mit
dem Vorstoss – wenn auch nur kurz: Stillschweigend folgte der Rat einem
Ordnungsantrag Français (fdp, VD) auf Zuweisung des Vorstosses an die Kommission. Es
sei wichtig, dass es einen Austausch zwischen Krankenversicherungen, Kantonen und
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Bund gebe, genauso wie es vermutlich gut sei, wenn es zu einem diesbezüglichen Dialog
zwischen Bundesrat und Kommission komme, erklärte Olivier Français. 32

Im Februar 2021 beriet die SGK-SR die Motion von Filippo Lombardi (cvp, TI) zur
Wiederherstellung der Transparenz bei den Gesundheitskosten, die ihr der Ständerat
zuvor zugewiesen hatte. Dabei hörte sie sich Vertreterinnen und Vertreter der GDK, der
Versicherungen und der Prämienzahlenden an und zeigte sich in der Folge zwar
überzeugt von der Relevanz der Kontrolle der Kantone über die Schätzungen zu den
Gesundheitskosten, nicht aber ihre Kontrolle der Prämien. Wie zuvor der Bundesrat
verwies auch die Kommission hier auf die Übersicht, welche das BAG – im Unterschied
zu den Kantonen – über die gesamten die Prämien beeinflussenden Kosten habe,
weshalb dieses besser zur Prämienkontrolle fähig sei als die Kantone. Eine
Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) teilte die Empfehlung der
Kommissionsmehrheit auf Ablehnung der Motion jedoch nicht. Der Ständerat
behandelte die Motion zusammen mit fünf Standesinitiativen mit ähnlichem Anliegen.
Beat Rieder (mitte, VS) verteidigte die Motion Lombardi für den aus dem Rat
ausgeschiedenen Motionär. Er betonte, dass es bei dieser Motion nur darum gehe, den
Kantonen die «Möglichkeit zu geben, ihre Stellungnahmen auf der Basis einer
vollständigen Datenlage zu formulieren», ihnen also Zugang zu den dazu notwendigen
Daten zu gewähren, was insbesondere im Hinblick auf die Einführung eines
monistischen Finanzierungssystems für die Gesundheitsleistungen (EFAS) wichtig – ja
sogar «unabdingbar» – sei. Dadurch komme es aber nicht zu einer
Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Kantonen. Mit 22 zu 18 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nahm der Ständerat daraufhin die Motion an. 33

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2021 behandelte der Nationalrat die Motion Lombardi (cvp, TI), mit
welcher der Motionär die Möglichkeit für die Kantone beibehalten wollte, auf die
Buchhaltungsdaten der Krankenversicherungen zur Prämienberechnung zuzugreifen.
Mit 11 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) hatte die SGK-NR die Ablehnung der Motion
empfohlen und dabei wie zuvor der Bundesrat und ihre Schwesterkommission auf die
nationalen Faktoren der Prämienberechnung verwiesen, welche die Kantone nicht
beurteilen könnten. Die Kommission sprach der Motion überdies eine
kostendämpfende Wirkung ab. Hingegen betonte die Minderheit Wyss (sp, BS) den
Zusammenhang zwischen Transparenz und Kostenbewusstsein der Versicherten und
verwies auf die wichtige Rolle der Kantone bei der Finanzierung der Gesundheitskosten
sowie auf die fünf entsprechenden Standesinitiativen der Kantone Freiburg, Genf, Jura,
Neuenburg und Tessin. Nachdem sich der Nationalrat mit 167 zu 9 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) für die Motion ausgesprochen hatte, vermutete Kommissionssprecherin
Amaudruz (svp, GE) ein Problem in der Formulierung der Bedeutung der Ja- und Nein-
Stimmen. Ihr Ordnungsantrag auf Wiederholung der Abstimmung wurde mit 142 zu 2
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gutgeheissen, am Ausgang der Abstimmung änderte die
Wiederholung jedoch nichts: Mit 93 zu 79 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm der
Nationalrat die Motion mit Stimmen aus allen Fraktionen erneut mehrheitlich an. Durch
die Zustimmung beider Räte wird der Bundesrat somit beauftragt, dafür zu sorgen, dass
die Kantone auch weiterhin Zugriff auf die entsprechenden Daten haben. 34

MOTION
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Offensive für tiefere Krankenkassenprämien
der Kantone Tessin, Genf,  Jura, Freiburg und
Neuenburg (Kt.Iv. 21.323, 21.324, 21.325)

Krankenversicherung

Im Hinblick auf die stetig steigenden Krankenkassenprämien, vor allem in den
französischsprachigen Kantonen, lancierten die Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg
und Neuenburg eine Offensive für tiefere Krankenkassenprämien. Dabei zielten sie auf
verschiedene Änderungen am KVAG ab, mit denen sie Probleme, die in ihren Augen mit
der letzten KVAG-Revision geschaffen worden waren, lösen wollten. Dazu zählte
insbesondere die Problematik der Krankenkassenreserven. So müssen Krankenkassen
Reserven anlegen, die ihre langfristige Zahlungsfähigkeit garantieren sollen. Übersteigen
die Kosten der Versicherungen ihre Prämieneinnahmen, wird der Verlust über die
Reserven bezahlt, Gewinne fliessen ihrerseits in die Reserven. Bei «übermässigen
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Reserven» erlaubt das KVAG einen Abbau durch eine Verteilung der überschüssigen
Reserven an alle Versicherten einer Krankenkasse respektive eine Rückzahlung eines
Teils der Prämien an die Versicherten spezifisch in denjenigen Kantonen, in denen zu
hohe Prämien verlangt worden waren. Weder das KVAG noch die KVAV spezifizieren
jedoch, was «übermässige Reserven» sind oder schreiben gar einen Reservenabbau
vor. Entsprechend forderte eine erste Gruppe von Standesinitiativen der fünf Kantone
die ausdrückliche Definition einer maximal erlaubten Reservehöhe und eine Pflicht zum
Abbau von zu hohen Reserven. Eine zweite Gruppe zielte auf die Rückerstattung von zu
hohen Prämien in einzelnen Kantonen: Zukünftig sollen die Krankenkassen zu hoch
festgelegte Prämien über einen Prämienausgleich bei zukünftigen Prämien in
demselben Kanton ausgleichen. Die dritte Gruppe von Standesinitiativen widmete sich
der Einschränkung der Möglichkeiten der Kantone, sich zu den zukünftigen Prämien zu
äussern, und verlangte eine Möglichkeit zur Stellungnahme sowie den Zugang zu den
dafür notwendigen Informationen.
In der Zwischenzeit hatte der Bundesrat jedoch eine Änderung der KVAV bekannt
gegeben, mit welcher der freiwillige Abbau und die Rückerstattung der
Krankenkassenreserven vereinfacht und die Regeln dazu präzisiert werden sollen. 
In Übereinstimmung mit der Urheberschaft der verschiedenen Standesinitiativen wurde
diese Problematik in den Deutschschweizer Medien kaum aufgenommen, während sie
in der Romandie und vor allem im Tessin für grosse mediale Diskussionen sorgte.
Demnach betonte etwa 24 Heures, dass die Reserven heute mit CHF 11 Mrd. doppelt so
hoch seien, wie rechtlich nötig wäre. Auf das Jahr 2021 hin waren die
Krankenkassenprämien im Durchschnitt zwar vergleichsweise schwach angestiegen,
erneut verzeichneten die romanischsprachigen Kantone jedoch einen grösseren
Anstieg als die Deutschschweizer Kantone. Entsprechend wies Felix Schneuwly,
Krankenkassenexperte von Comparis, darauf hin, dass die Kosten zukünftig in allen
Prämienregionen hoch genug sein müssten, so dass nicht einzelne Prämienregionen für
die zu tiefen Prämien anderer Regionen aufkommen und diese so «finanzieren»
müssten. Kritisiert wurde darüber hinaus, dass der Bund bei der Prämienfestlegung zu
wenig interveniere und die vorgeschlagenen Prämien einfach akzeptiere. Die Reserven
müssten überdies nicht nur angesammelt, sondern tatsächlich auch eingesetzt werden,
etwa im Rahmen der Corona-Pandemie: Anstatt dass die Kantone hier für einen
Grossteil der Kosten aufkommen müssten, sollten die Krankenversicherungen ihre
Reserven für diese unerwartete Notlage einsetzen – schliesslich sei dies ja ihr Zweck.
Diesbezüglich betonte Heinz Brand (svp, GR) als Präsident von Santésuisse, dass die
Krankenversicherungen ihre Reserven während der Pandemie dafür eingesetzt hätten,
dass es nicht zu pandemiebedingten Prämienerhöhungen komme. Allgemein wehrten
sich die Krankenversicherungen in den Medien gegen die Pflicht zum Reserveabbau, da
man bereits in den letzten Jahren zu tiefe Kostenerwartungen eingereicht habe, um die
Prämien tief halten zu können. 35

Im Oktober 2021 entschied der Kanton Waadt, sich ebenfalls an der Offensive der
Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg und Neuenburg für tiefere
Krankenkassenprämien zu beteiligen. So reichte er ebenfalls je eine Standesinitiative
für mehr Mitsprache der Kantone bei der Genehmigung der Prämien (Kt.Iv. 21.323), für
eine Beschränkung der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen (Kt.Iv.
21.324) und für kostenkonforme Prämien (Kt.Iv. 21.325) ein. 36

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.10.2021
ANJA HEIDELBERGER

Änderung der KVAV für einen erleichterten
freiwilligen Abbau von Reserven in der
Krankenversicherung

Krankenversicherung

Im April 2021 gab der Bundesrat eine Änderung der KVAV bekannt, wonach der
freiwillige Abbau und die Rückerstattung der Krankenkassenreserven vereinfacht und
die Regeln dazu präzisiert werden sollen. Heute bestehen zwei Möglichkeiten für eine
Reduktion der Reserven: Die Krankenkassen können ihre Reserven freiwillig abbauen
und die entsprechenden Vergütungen gesamtschweizerisch allen ihren Versicherten
zukommen lassen. Sie können aber auch freiwillig zu viel bezahlte Reserven
zurückerstatten, wobei sich die Rückerstattung jeweils auf diejenigen Kantone
beschränkt, in denen die Prämien die Gesundheitskosten in einem Jahr deutlich
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überstiegen haben. Bisher sehen aber weder KVAG noch KVAV klare Grenzwerte für
einen Abbau oder eine Rückerstattung vor, das BAG erlaubte gemäss Kreisschreiben
einen Reservenabbau jedoch prinzipiell ab einer Solvenzquote von 150 Prozent. 
Der Bundesrat legte in seiner Verordnungsänderung neu eine Mindestreserve von 100
Prozent fest und schrieb gleichzeitig vor, dass ein Reserveabbau durch eine knappere –
die Kosten jedoch voraussichtlich noch immer deckende – Kalkulierung der Prämien im
Folgejahr anstelle eines Ausgleichsbetrags an die Versicherten erfolgen solle. Erst wenn
die Reserven im Folgejahr dieser Massnahme noch immer erhöht sind, kann den
Versicherten auch ein Ausgleichsbetrag an die Prämien angerechnet werden. Damit
wollte der Bundesrat verhindern, dass der Abbau für Marketingzwecke verwendet wird –
es gebe erste Anzeichen für ein solches Vorgehen, kritisierte er. 
Auch die Rückerstattung der Prämien in einem Kanton ist neu dann möglich, wenn die
Prämieneinnahmen in einem Kanton die Kosten in demselben Kanton um einen
bestimmten Anteil übertreffen. Zur Berechnung dieses Anteils zieht der Bundesrat
verschiedenen Merkmale der Versicherungen (Versichertenbestand, Leistungen,
Risikoausgleich) sowie Zufallsschwankungen in Betracht. Weiterhin bleibt der
Reservenabbau für die Versicherungen jedoch freiwillig. Die Änderungen werden
erstmals auf die Prämien 2022 anwendbar sein. 37

Standesinitiativen für angemessene Reserven
(Kt.Iv. 20.301, Kt.Iv. 20.305, Kt.Iv. 20.329,
Kt.Iv. 20.334, Kt.Iv. 21.301 & Kt.Iv. 21.324)

Krankenversicherung

Im Laufe des Jahres 2020 reichten die Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.301), Genf (Kt.Iv.
20.305), Jura (Kt.Iv. 20.329), Freiburg (Kt.Iv. 20.334) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.301) im
Rahmen ihrer Offensive für tiefere Krankenkassenprämien Standesinitiativen ein, mit
denen sie verlangten, dass die Reserven der Krankenversicherungen zukünftig maximal
150 Prozent des gesetzlich vorgeschriebenen Wertes betragen dürfen und ansonsten
durch Rückerstattungen an die Versicherten auf diesen Wert reduziert werden müssen.
Bisher sei nämlich der Begriff der «übermässigen Reserven» weder im KVAG noch in
der KVAV genauer definiert. Der Wert von 150 Prozent entspreche demjenigen Wert,
den das BAG im Jahr 2017 zur Rückerstattung von Reserven genehmigt hatte. 
Die Kantone Tessin und Genf begründeten ihre Vorstösse damit, dass die Reserven seit
2012 unter Berücksichtigung der Risiken der Krankenkassen berechnet würden und
somit nicht mehr einem fixen Prozentsatz der Prämien entsprächen. Heute stellten
aber nicht mehr zu tiefe, sondern zu hohe Reserven ein Problem dar – teilweise liegen
die Reserven bei über 200 Prozent –, da sich diese auf die Prämienentwicklung
auswirkten. 
Im April 2021 beantragte die SGK-SR mit 9 zu 4 Stimmen, den fünf Standesinitiativen
keine Folge zu geben und stattdessen auf den freiwilligen Reserveabbau zu setzen, wie
ihn der Bundesrat im Rahmen der KVAV-Revision angekündigt hatte. 38

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.04.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2021 behandelte der Ständerat die fünf Standesinitiativen für
eine Beschränkung der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen
zusammen mit den Standesinitiativen für kostenkonforme Prämien. Mit diesem Block an
Standesinitiativen sollten die Krankenkassen ihre Reserven zwingend auf 150 Prozent
reduzieren müssen. Die Initiativen gingen somit weiter als eine bundesrätliche
Verordnungsänderung, welche die Reduktion für die Krankenkassen vereinfachte,
jedoch nicht zwingend machte. Der zweite Block an Standesinitiativen sah eine Pflicht
für die Krankenkassen vor, die zukünftigen Prämien in einem Kanton zu senken, wenn
ihre Prämieneinnahmen in diesem Kanton die kumulierten Kosten in einem Jahr
übersteigen. 
Die SGK-SR hatte zuvor sämtliche Standesinitiativen zur Ablehnung empfohlen. Erich
Ettlin (cvp, OW) vertrat unter Offenlegung seiner Interessenbindung als Verwaltungsrat
der CSS-Krankenversicherung die Kommissionsmehrheit. Heute betrügen die Reserven
über 200 Prozent – 100 Prozent wäre das vorgeschriebene Minimum. Auch in der von
der Kommission durchgeführten Anhörung habe es Stimmen gegeben, die eine Muss-
Formulierung und die Festsetzung eines Grenzwertes gefordert hätten, betonte Ettlin.
Die Versicherungen hätten indes vor einem Jo-Jo-Effekt gewarnt, gemäss dem es bei zu
tiefen Prämien zu einem Neukundenzugang komme, wodurch Solvenzprobleme
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aufträten und die Prämien im Folgejahr erhöht werden müssten. Durch die Reduktion
der Reserven könne man unkontrollierbare Eigendynamiken auslösen, warnte Ettlin.
Entsprechend unterstütze die Kommission den freiwilligen Abbau gemäss der
Verordnungsänderung, nicht aber die Standesinitiativen. Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) vertrat die Standesinitiativen für den Kanton Tessin, der diesbezüglich die
Federführung innehatte. Sie verwies darauf, dass die Reduktion der Reserven zwar das
Grundproblem – den Prämienanstieg der Krankenkassen – nicht lösen könne, aber man
den Versicherten so immerhin zurückgeben könne, was ihnen gehöre. Gemäss dem
Vorschlag des Bundesrates würden aber die zu viel eingenommenen Prämien nicht
denjenigen Personen vergütet, die zu viel gezahlt hatten, sondern für eine genauere
Kalkulation zukünftiger Prämien verwendet. Die GDK unterstütze denn auch die
Initiativen, so Carobbio Guscetti. Mit 20 zu 17 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich
der Ständerat bei allen zehn Standesinitiativen gegen Folgegeben aus. Zum dritten
Block an Standesinitiativen zu den Krankenkassenreserven hatte sich der Ständerat
bereits in der Frühjahrssession ablehndend geäussert. 39

Nachdem die fünf Ende 2021 eingereichten Standesinitiativen für eine Beschränkung
der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen in der Sommersession
2022 auch vom Zweitrat abgelehnt worden waren, diskutierte der Ständerat in der
Herbstsession 2022 erstmals über die Standesinitiative des Kantons Waadt mit
demselben Anliegen. Zuvor hatte die Kommissionsmehrheit beantragt, der Waadtländer
Initiative keine Folge zu geben, da sie den mit der Verordnungsänderung 2021
geregelten freiwilligen Reserveabbau bevorzuge. Die Verordnungsänderung habe
demnach bei der Festlegung der Prämien 2022 bereits Wirkung gezeigt. Zudem seien
seit der Ablehnung der ersten fünf Standesinitiativen keine neuen Erkenntnisse
hinzugekommen. Eine Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) argumentierte
hingegen, dass die Krankenkassenreserven noch immer zu hoch seien. Gerade im
Hinblick auf den drohenden massiven Prämienanstieg für das Jahr 2023 sei ein weiterer
Reserveabbau nötig. Mit 23 zu 11 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der
Ständerat gegen Folgegeben aus. 40

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Der ständerätlichen Entscheidung, der Standesinitiative des Kantons Waadt für eine
Beschränkung der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen keine
Folge zu geben, schloss sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat an.
Entgegen einer Minderheit Crottaz (sp, VD), die erfolglos nochmals ihre Sicht der
Wichtigkeit und Nützlichkeit der Initiative beschrieb, stimmte der Nationalrat mit 112 zu
68 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gegen Folgegeben. Die befürwortenden Fraktionen der
SP und der Grünen wurden einzig von Lorenzo Quadri (lega, TI) unterstützt – auch die
fünf ähnlichen Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.301), Genf (Kt.Iv. 20.305),
Jura (Kt.Iv. 20.329), Freiburg (Kt.Iv. 20.334) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.301) waren zuvor
bereits abgelehnt worden. Dasselbe Schicksal ereilte gleichzeitig auch eine
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt für eine «rasche und proportionale
Rückerstattung der Krankenkassen-Reserven an die Bevölkerung». 41

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

Solidarität der Krankenversicherungen (KVG)
mit den Covid-19-Opfern (Kt.Iv. 20.318;
Kt.Iv. 20.337)

Krankenversicherung

Im Juni (Kt.Iv. 20.318) und November 2020 (Kt.Iv. 20.337) reichte der Grosse Rat des
Kantons Genf zwei Standesinitiative ein, mit denen er Solidarität der
Krankenversicherungen mit der Schweizer Bevölkerung forderte. Im Juni verlangte er,
dass die OKP die Kosten der Covid-19-Tests vollständig, also ohne Selbstbehalt oder
Franchise, übernehmen soll. Zu diesem Zeitpunkt war die Übernahme der Testkosten
noch von der Stärke der Symptome abhängig. Damit solle einerseits den tieferen Kosten
für die OKP durch eine geringere Anzahl Arztbesuche und Operationen während der
Pandemie Rechnung getragen werden und andererseits solle der eigentliche Sinn der
Krankenkassenreserven – nämlich die Kostendeckung in nicht vorhersehbaren
Situationen – erfüllt werden. 
In seiner zweiten Standesinitiative im November verlangte er überdies einen
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dreimonatigen Verzicht auf die Erhebung der OKP-Prämien, eine Auflösung von 50
Prozent der Krankenkassenreserven und ein Verbot der Prämienerhöhung für die
nächsten zwei Jahre. Damit solle der Tatsache Rechnung getragen werden, dass die
Schweizer Bevölkerung neben gesundheitlichen Sorgen auch von grossen
wirtschaftlichen Sorgen durch Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatzverlust oder die
Schliessung von Unternehmen geplagt werde. Besonders betroffen seien davon «wie in
jeder Krise» die Ärmsten. In der Sitzung der SGK-SR Mitte August 2021 fanden die zwei
Genfer Initiativen keinen Anklang: Einstimmig verzichtete die Kommission darauf, der
Initiative 20.318 zur Finanzierung der Covid-19-Tests Folge zu geben, zumal die Kosten
der Tests in der Zwischenzeit bereits von den Krankenkassen und dem Bund
übernommen werden; mit 10 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen erlitt auch die Initiative
20.337 dasselbe Schicksal. 42

Einstimmig respektive mit 10 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen empfahl die SGK-NR,
den Genfer Standesinitiativen für eine vollständige Übernahme der Kosten der Covid-
19-Tests durch die Krankenversicherungen (Kt.Iv. 20.318) und für einen dreimonatigen
Verzicht auf die Erhebung der OKP-Prämien sowie für ein zweijähriges Verbot der
Prämienerhöhung (Kt.Iv. 20.337) keine Folge zu geben. Erstere Initiative sei bereits
erfüllt, wobei die aktuell geltende Regelung für die Versicherten gar vorteilhafter sei als
der Vorschlag der Initiative. Kommissionssprecher Peter Hegglin (mitte, ZG) erläuterte
dem Rat dieselbe Argumentation in der Herbstsession 2021, ohne dabei zu erwähnen,
dass der Bundesrat in der Zwischenzeit entschieden hatte, die Übernahme der Kosten
per Anfang Oktober aufzuheben. Letztere Initiative widerspreche hingegen dem KVG,
da eine dreimonatige Aussetzung der Prämienerhebung und ein
Prämienerhöhungsverbot dem Kostendeckungsprinzip widersprächen. Schliesslich
würde ein verbindlicher Abbau von 50 Prozent der Reserven bei verschiedenen
Versicherern zu einer Unterschreitung der Mindestreserve führen. Stillschweigend gab
der Ständerat keiner der beiden Initiativen Folge. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Änderung der KVAV. Obligatorischer statt nur
freiwilliger Abbau übermässiger Reserven der
Krankenversicherer zugunsten der
Versicherten (Mo. 19.4056)

Krankenversicherung

Noch bevor fünf lateinischsprachige Kantone, darunter das Tessin, ihre Offensive für
tiefere Krankenkassenprämien gestartet hatten, welche das Parlament in der ersten
Hälfte des Jahres 2021 bereits zu behandeln begonnen hatte, reichte Lorenzo Quadri
(lega, TI) im September 2019 seine Motion für einen obligatorischen Abbau
übermässiger Reserven der Krankenversicherer ein. Demnach sollten zu hohe
erhobene Krankenkassenprämien durch eine Änderung der KVAV obligatorisch an die
Versicherten in denjenigen Kantonen zurückbezahlt werden müssen, in denen sie
erhoben worden waren. Es soll hingegen keine Verteilung an alle Versicherten einer
Versicherung unabhängig der Herkunft der Reserven mehr möglich sein. Der Bundesrat
verwies in seiner ablehnenden Stellungnahme auf die Unsicherheiten bei der
Festlegung der Prämien im Verhältnis zu den Kosten und erklärte, dass die Reserven
2018 im Verhältnis zur Risikodeckung erstmals wieder angestiegen seien. Er wolle
verhindern, dass die Versicherungen bei einer entsprechenden Regelung zu hohe
Prämien einforderten, um diese anschliessend marketingwirksam wieder zurückzahlen
zu können. Zudem sei ein kantonaler Reserveabbau nicht möglich, da dies eine
«Kantonalisierung der Reserven» erfordern würde. Gemäss eines Entscheids des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2008 seien die Reserven jedoch national. 
In der Herbstsession 2021 behandelte der Nationalrat die Motion, nachdem der
Bundesrat im April 2021 bereits seine Änderung der KVAV präsentiert hatte. Motionär
Quadri betonte, dass die Verordnungsänderung mit einer freiwilligen Rückzahlung der
Reserven das Problem nicht löse. Vielmehr brauche es eine verbindliche Regelung zur
Rückzahlung an diejenigen Versicherten, welche die überhöhten Prämien bezahlt
hatten. Mit 104 zu 81 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer für
Ablehnung des Vorstosses aus, wobei die Differenzen im Stimmverhalten quer durch
die meisten Parteien verliefen. Nach einem angenommenen Ordnungsantrag von
Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) wiederholte der Rat die Abstimmung, wobei die Motion
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neu mit 103 zu 75 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) eine Mehrheit erhielt und angenommen
wurde. Hatten die Grünen die Motion zuvor fast einstimmig abgelehnt, sprachen sie
sich nun mehrheitlich für Annahme aus und verhalfen dem Vorstoss damit zur Annahme
im Erstrat, zumal die Mitglieder der übrigen Fraktionen mehrheitlich bei ihren
Positionen blieben. 44

In der Herbstsession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion Quadri (lega,
TI) und der Frage, ob der Abbau übermässiger Reserven der Krankenversicherer
zukünftig obligatorisch erfolgen soll. Die SGK-SR hatte die Motion zuvor mit 6 zu 5
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zur Ablehnung empfohlen, da sie einen freiwilligen
Reserveabbau, wie er seit der Verordnungsänderung von Juni 2021 vorgesehen ist,
bevorzuge und ein kantonal unterschiedlicher Reserveabbau überdies nicht möglich
sei, da «die Reserven nicht kantonal bemessen werden». Die Kommissionsminderheit
erachtete die freiwilligen Regelungen aufgrund der weiterhin ansteigenden Reserven
hingegen als ungenügend. Mit 22 zu 15 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Ständerat
seiner Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion ab. Diese war damit erledigt. 45

MOTION
DATUM: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Übermässige Reserven der
Krankenversicherer. Obligatorische statt
freiwillige Rückerstattung (Mo. 20.4123)

Krankenversicherung

Wie bereits ein Jahr zuvor forderte Lorenzo Quadri (lega, TI) im September 2020 in
einer Motion, dass die Krankenversicherungen ihre übermässigen Reserven nicht mehr
nur freiwillig, sondern obligatorisch an die Versicherten zurückerstatten müssen. Der
Motionär störte sich – wie auch Olivier Feller (fdp, VD; Mo. 20.4199) – im Anschluss an
die Präsentation der Krankenkassenprämien 2021 vor allem an den Unterschieden
zwischen den Kantonen. Denn während die Prämien schweizweit nur 0.5 Prozent
angestiegen waren, wurden sie im Kanton Tessin trotz sinkender Gesundheitskosten um
2.1 Prozent erhöht. Da die Krankenversicherungen ihre Reserven freiwillig nicht stark
genug reduzieren würden, brauche es nun eine obligatorische Regelung, forderte
Quadri. Anders als ein Jahr zuvor verzichtete er jedoch auf die Forderung, wonach die
Reserven in den jeweiligen Kantonen, in denen sie geschaffen worden waren,
zurückverteilt werden müssen. 
Der Bundesrat zeigte sich mit dem Anliegen des Motionärs einverstanden, verwies aber
auf seine geplante Änderung der KVAV, mit der die Rückerstattung erleichtert würde,
und empfahl die Motion zur Ablehnung. Trotz der bis zur Herbstsession 2022 erfolgten
Verordnungsänderung sprach sich der Nationalrat ohne Diskussion mit 147 zu 36
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) für eine weitere Verschärfung des Reserveabbaus aus.
Ablehnend stimmten die GLP-Fraktion sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion. Kurz
zuvor hatte auch der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative eingereicht, in der er
eine «rasche und proportionale Rückerstattung der Krankenkassen-Reserven an die
Bevölkerung» in den jeweiligen Kantonen verlangte – damit hatte der Kanton das
Anliegen von Quadris Motion aus dem Jahr 2019 aufgenommen. 46

MOTION
DATUM: 27.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Rasche und proportionale Rückerstattung
der Krankenkassen-Reserven an die
Bevölkerung (Kt.Iv. 22.316)

Krankenversicherung

Im September 2022 reichte der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative ein, mit der
er eine rasche und proportionale Rückerstattung der Krankenkassen-Reserven an die
Bevölkerung forderte. Demnach sollen die Krankenkassen-Reserven im Verhältnis zu
den kantonalen Anteilen an Versicherten zurückerstattet werden. Anfangs 2022 hätten
die Reserven der Krankenversicherungen über 200 Prozent der Solvenzquote betragen,
besonders hoch seien sie im Kanton Basel-Stadt «mit geschätzten CHF 1148 pro
versicherte Person für den Zeitraum 2014–-2019» gewesen. Bei zahlreichen, im
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Parlament bereits hängigen, ähnlichen Vorstössen erhofften sich die Antragsstellenden
im Kanton Basel-Stadt, das «Begehren [durch ihre Initiative] nachdrücklich in der
Bundesversammlung vorzubringen, zumal es gerade im Ständerat aktuell einen
schweren Stand hat». Gemäss Medien könnte sich dieser Stand in der Zwischenzeit
womöglich gar noch verschlechtert haben, da verschiedene Stimmen den
vergleichsweise grossen Prämienanstieg auf das Jahr 2023 auch auf den Reservenabbau
der vergangenen Jahre zurückgeführt hatten. 
Im Februar 2023 behandelte die SGK-SR mehrere Vorstösse zum Reserveabbau, sprach
sich dabei aber gegen eine Verschärfung der Vorschriften aus und empfahl folglich, der
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt keine Folge zu geben. In der Frühjahrssession
2023 folgte ihr der Ständerat und lehnte Folgegeben mit 30 zu 9 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) ab. 47
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